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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 3. Juni 2020 

Prüfungsantrag der 
Kommission JUS vom 
24. August 2020 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 Einführungsgesetz zum 
Bundesgesetz über die 
Freizügigkeit der Anwäl-
tinnen und Anwälte 
(EG BGFA) 

                  

 Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau 

   

 beschliesst:    

 I.    

 Der Erlass SAR 290.100 (Ein-
führungsgesetz zum Bundes-
gesetz über die Freizügigkeit 
der Anwältinnen und Anwälte 
[EG BGFA] vom 2. November 
2004) (Stand 1. Januar 2013) 
wird wie folgt geändert: 

   

Ergebnis der 1. GR-Beratung vom 15.09.2020: 
Zustimmung zum Prüfungsantrag der Kommission 
JUS 
Im Übrigen Zustimmung zu den Anträgen des Re-
gierungsrats. 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/290.100/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 3. Juni 2020 

Prüfungsantrag der 
Kommission JUS vom 
24. August 2020 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  6 
Organisation 

    

1 Aufsichtsbehörde über die 
Anwältinnen und Anwälte ist 
die Anwaltskommission. Sie 
untersteht der Aufsicht der 
Justizleitung und der Diszipli-
nargewalt des Justizgerichts. 
Das Disziplinarrecht richtet 
sich sinngemäss nach dem 
Gerichtsorganisationsgesetz 
(GOG) vom 6. Dezember 
2011 1). 

    

1bis Die Justizleitung wählt die 
Mitglieder der Anwaltskom-
mission auf vier Jahre und be-
stimmt eine vorsitzende sowie 
eine stellvertretende Person. 
Die Amtsperiode beginnt 
24 Monate nach derjenigen 
des Grossen Rats und des 
Regierungsrats. 

    

                                                   
1) SAR 155.200 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/155.200/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 3. Juni 2020 

Prüfungsantrag der 
Kommission JUS vom 
24. August 2020 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Die Anwaltskommission setzt 
sich zusammen aus zwei 
Oberrichterinnen oder Ober-
richtern, zwei in einem kanto-
nalen Anwaltsregister einge-
tragenen Anwältinnen oder 
Anwälten und einer weiteren 
Person mit Fähigkeitsausweis 
als Anwältin oder Anwalt sowie 
einer gleichen Zahl von Er-
satzmitgliedern mit entspre-
chender beruflicher Tätigkeit 
beziehungsweise Fähigkeits-
ausweis. 

2 Die Anwaltskommission setzt 
sich zusammen aus zwei 
Oberrichterinnen oder Ober-
richtern, zwei in einem kanto-
nalen Anwaltsregister einge-
tragenen Anwältinnen oder 
Anwälten und einer weiteren 
Person mit Fähigkeitsausweis 
als Anwältin oder Anwalt sowie 
einer […] von der Justizleitung 
festzulegenden Zahl von Er-
satzmitgliedern mit entspre-
chender beruflicher Tätigkeit 
beziehungsweise Fähigkeits-
ausweis. 

   

3 Für die Wahl der Mitglieder 
und Ersatzmitglieder holt die 
Justizleitung die Vorschläge 
des aargauischen Anwaltsver-
bands sowie des Obergerichts 
für die jeweiligen Vertretungen 
ein. 

    

4 In der Regel, vor allem bei 
wichtigen Entscheiden wie 
Disziplinarmassnahmen, urteilt 
die Anwaltskommission in vol-
ler Besetzung. In dringenden 
Fällen ist die Anwaltskommis-
sion beschlussfähig, wenn ne-
ben dem Präsidium oder dem 
Vizepräsidium mindestens 
zwei Mitglieder anwesend 
sind. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 3. Juni 2020 

Prüfungsantrag der 
Kommission JUS vom 
24. August 2020 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  19 
Gebühren und Entschädigung 

    

1 Für die von der Anwaltskom-
mission durchgeführten Prü-
fungen werden Gebühren von 
Fr. 1'000.– bis Fr. 3'500.– er-
hoben. Innerhalb dieses Rah-
mens bestimmt der Regie-
rungsrat durch Verordnung die 
Gebühr für die einzelnen Prü-
fungen näher. 

1 Aufgehoben.    

2 Für die von der Anwaltskom-
mission durchgeführten Diszip-
linarverfahren werden Gebüh-
ren von Fr. 300.– bis 
Fr. 6'000.– erhoben. 

2 Aufgehoben.    

 2bis Für die von der Anwalts-
kommission durchgeführten 
Verfahren werden Gebühren 
von Fr. 100.– bis Fr. 6'000.– 
erhoben. Der Regierungsrat 
bestimmt innerhalb dieses 
Rahmens die Gebühren für die 
einzelnen Verfahren durch 
Verordnung. 

Prüfungsantrag:  
Auf die zweite Beratung ist 
dem Grossen Rat die entspre-
chende Verordnung vorzule-
gen. 

Zustimmung  

3 Der Regierungsrat regelt die 
Entschädigung der Kommissi-
onsmitglieder. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 3. Juni 2020 

Prüfungsantrag der 
Kommission JUS vom 
24. August 2020 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 II.    

      Keine Fremdänderungen.                   

 III.    

      Keine Fremdaufhebungen.                   

 IV.    

 Die Änderung unter Ziff. I. tritt 
am 1. Januar 2022 in Kraft. 

   

 Aarau,    

 Präsidentin des Grossen Rats 
  
Protokollführerin 

   

 


